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Clemens Blümel 

Legitimes Sprechen über Innovation?  

Die Nutzung von Innovationsverständnissen 
im wissenschaftspolitischen Feld 

Zusammenfassung: Wissenschaftspolitische Debatten zeichnen sich ge-
genwärtig dadurch aus, dass dem Begriff der Innovation eine besondere 
Rolle zukommt. Die Steigerung von Innovationsfähigkeit und Innovations-
aktivitäten steht im Zentrum wissenschaftspolitischer Eingriffe. Doch wel-
che Bedeutung, welche Funktion hat der Begriff in diesen Kontexten? Mit 
welchen rhetorischen und textuellen Praktiken ist die Nutzung des Innova-
tionskonzepts verbunden? Dieser Artikel zeichnet die Entwicklung des 
Innovationsbegriffs und seine Verwendung in wissenschaftspolitischen De-
batten nach. Die Analyse zeigt, dass die Verwendung des Begriffs nicht nur 
zugenommen hat, sondern dass sich ein bestimmtes Muster legitimen 
Sprechens über Innovation herausgebildet hat. Innovation wird in diesen 
Debatten immer stärker in Bezug auf gesellschaftliche Krisennarrative ge-
setzt und als Lösung für unterschiedliche Probleme artikuliert. Dadurch 
entwickelt sich Innovation zu einer Ressource in wissenschaftspolitischen 
Rechtfertigungs- und Legitimierungskontexten.  

Schlagwörter: Innovation, Legitimierung, Wissenschaftspolitik, Narration, 
rhetorische Praktiken 

Summary: Science policy debates are currently characterized by the mun-
dane usage of the innovation concept. The acceleration of innovation and 
innovative capacity lies at the core of many different science policy inter-
ventions and funding programs. But how is innovation literally understood, 
which function does the concept have in these contexts? And, what is more, 
to which textual and writing practices is the usage of innovation in science 
policy debates related to? Focusing on the case of Germany, this article 
analyses the development of innovation understandings in science policy 
and reconstructs the usage of innovation in textual practices. The analysis 
shows that the usage of innovation has not only multiplied, but that a do-
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minant design of legitimate speaking of innovation has emerged which is 
connected to and supported by a growing stock of knowledge. Innovation 
has been established closely related to narratives of societal problems and 
collective endeavours. Responding to rising expectations towards societal 
relevance, the innovation semantic develops into a semantic resource in 
contexts of legitimation and justification. 

Keywords: Innovation, legitimation, science policy, narration, rhetorical 
practices 

1. Einleitung 

Der Begriff der Innovation hat enorme kulturelle und gesellschaftliche 
Deutungsmacht erlangt. Dies lässt sich allein an der Bedeutungssteigerung 
erkennen, die Personen, Organisationen oder Tätigkeiten (akademische, 
wirtschaftliche, technologische) durch die Zuschreibung der Eigenschaft 
„Innovativität“ erfahren. Kaum ein Unternehmen oder eine Forschungsein-
richtung, die sich nicht selbst als innovativ beschreibt. Wie kommt es zu 
diesem enormen Erfolg im Sprechen über Innovation? Angesichts der 
Vielfalt des Aufrufens von Innovationen in den unterschiedlichen Kontex-
ten (Bannon et al. 2005; Bozeman 2000; Gold 1980; Hirsch-Kreinsen 2008; 
Voß/Simons 2014), rückt häufig in den Hintergrund, wie das Sprechen über 
Innovation hergestellt wird und vor welchem gesellschaftlichen Hinter-
grund es seine Wirkung entfaltet.1  

Besonders wissenschaftspolitische Debatten zeichnen sich dadurch aus, 
dass dem Begriff der Innovation eine besondere Rolle zukommt. Innovation 
wird hier meist als „wissenschaftsbasiert“ oder „wissenschaftsgebunden“ 
beschrieben und somit in enger Verbindung zu den unterschiedlichen Pro-
zessen wissenschaftlicher Wissensproduktion gedacht (Grupp/Fohrmahl 
2010). Der Innovationsbegriff taucht in zahlreichen wissenschaftspoliti-
schen Förderprogrammen, Strategiepapieren und Regierungserklärungen 
auf (BMBF 2006, 2007a, 2007b, 2014a, 2015; OECD 1999, 2003, 2003b). 
Innovation wird in diesen Kontext zum Ziel und Gegenstand eines Eingriffs 

                                                             

1 Diese geringe Selbstreflexion im Sprechen über Innovation ist angesichts der kulturel-
len Bedeutung erstaunlich. In der sozialwissenschaftlichen und wissenssoziologischen 
Diskursforschung ist bekannt, dass mit der Etablierung und (Durch-)Setzung von Be-
griffen nicht selten gesellschaftliche und politische Macht verbunden ist, die in den 
strukturellen und symbolischen Dimensionen der Diskurse zum Ausdruck kommt 
(vgl. Keller 2007; Foucault 1991; Keller et al. 2001). 
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(z. B. eines Förderinstruments). Auch in zahlreichen Beratungsgremien und 
Expertenkommissionen, die sich der Beobachtung wissenschaftlichen Out-
puts verschrieben haben, wird Innovation zu einer wichtigen Beschrei-
bungs- und Bewertungskategorie: Neue Klassifikationen und Indikatoren 
werden entwickelt (OECD 2005; Grupp/Mogee 2004), um das Phänomen 
der Innovation abzubilden und vergleichend zu bewerten, und immer mehr 
Stellungnahmen und Empfehlungen beziehen sich auf diese Kategorisie-
rungen und steigern damit ihre Bedeutung (EFI 2010). Durch diese Wis-
sensbestände und die Praktiken ihrer Aktualisierung, Bezugnahme und 
Reproduktion hat sich ein Muster entwickelt, welches Innovation nicht nur 
als etwas versteht, das die Entstehung des Neuen beschreibt, sondern das 
sich durch aktives konzertiertes Handeln beeinflussen, lenken oder planen 
lässt. Mit diesem weitgreifenden und systematischen Gebrauch, so das Ar-
gument, wird das Sprechen über Innovation zunehmend selbstbezüglicher 
und dominanter. Wissenschaftspolitische Strategien kommen kaum ohne 
einen Verweis auf ihren Beitrag zur Innovationssteigerung aus. Damit er-
langt die Beobachtung von Innovationsaktivitäten nicht nur gesellschaftli-
che Aufmerksamkeit, sondern auch zunehmende Bedeutung als eine Res-
source für die Legitimierung wissenschaftspolitischen Handelns. 

Diese Verwendung, Vermessung und Reproduktion des Innovations-
konzepts sowie die Prozesse seiner verstärkten gesellschaftlichen Verarbei-
tung und Deutung sind jedoch ein vergleichsweise neues Phänomen, auch 
wenn die wissenschaftliche Erkundung des vermeintlich Neuen schon lange 
im Zentrum wissenschaftlicher Selbstbeschreibungen steht. Vor diesem 
Hintergrund hat der Beitrag zum Ziel, die Nutzung von Innovation in wis-
senschaftspolitischen Debatten nachzuzeichnen und näher zu erkunden, in 
welchen Kontexten und vor welchem gesellschaftlichen Hintergrund Inno-
vation zur bedeutungstragenden Semantik gemacht wird. Der Beitrag 
nimmt Bezug auf die in diesem Beiheft thematisierte Perspektive, nicht nur 
komplexe Erscheinungsweisen und Kontexte von Innovationen zu analysie-
ren, sondern vielmehr auch danach zu fragen, „auf welche Art Innovatio-
nen legitimiert und in Praxisfeldern durchgesetzt werden“, wie es in der 
Einleitung formuliert wird. Im Mittelpunkt steht nicht die konkrete Inno-
vation selbst, sondern das Sprechen über Innovation. Innovation wird da-
her nicht als ein zu beschreibendes Ereignis oder ein Prozess, sondern als 
eine historisch variable Semantik verstanden, die in unterschiedlichen 
Kontexten anschlussfähig geworden ist. Die These dieses Beitrags ist es, dass 
es hierbei legitime Weisen im Sprechen über Innovation gibt, die im Zuge 
gesellschaftlicher Auseinandersetzungen an Macht gewinnen. Die Bedeu-
tung dieses Legitimen Sprechens zeitigt zunehmend performative Effekte, 
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die sich an verschiedenen Beispielen der Wissenschaftspolitik belegen las-
sen. 

Methodisch soll dabei nicht nur die Etablierung einer legitimen Innova-
tionssemantik beschrieben, sondern auch damit einhergehende rhetorische 
und textuelle Praktiken, etwa bei der Formulierung von Handlungspro-
grammen, Instrumenten und Strategien analysiert werden. Eine besondere 
Rolle spielen dabei Problem- oder Krisennarrative, die zur Begründung 
politischen Handelns herangezogen werden, und in deren Kontext Innova-
tion als Lösung präsentiert werden. In diesem Prozess werden neue Ideen, 
Konzepte und Modelle über Innovation so in die wissenschaftspolitische 
Sprache eingeschrieben, dass ihr Aufrufen häufig unreflektiert bleibt. Die 
Innovationssemantik wird so zu einer Legitimationsressource, die eine 
Umdeutung, Re-Formulierung und Stabilisierung wissenschaftspolitischen 
Sprechens ermöglicht.  

Der Beitrag ist in vier Teile gegliedert: Nach dieser kurzen Einleitung, 
werden im zweiten Teil die Perspektive dieses Artikels sowie einige begriff-
liche und methodische Überlegungen dargestellt. Im dritten Teil wird dar-
auf aufbauend die Etablierung und Transformation des Innovationsbegriffs 
in wissenschaftspolitischen Debatten rekonstruiert. Dabei wird auch auf 
den Aufstieg neuer Wissensbestände und Kontexte eingegangen, die dem 
Begriff der Innovation Bedeutung verleihen. Im vierten Teil wird näher 
erläutert, wie die Innovationssemantik im wissenschaftspolitischen Feld in 
rhetorischen und textuellen Praktiken genutzt wird, um politisches Han-
deln gegenüber anderen Akteuren zu legitimieren. Dabei werden verschie-
dene textuelle Praktiken dargestellt, in denen dem Begriff der Innovation 
eine wichtige Funktion zukommt. 

2. Die Semantik der Innovation in 
wissenschaftspolitischen Debatten 

Bevor auf die Entwicklung von wissenschaftspolitischen Innovationsver-
ständnissen genauer eingegangen werden kann, muss zunächst der Zugang 
zum Gegenstand und einige zentrale Begriffsverständnisse dargestellt wer-
den. Was ist im Kontext dieser Arbeit unter Wissenschaftspolitik und wis-
senschaftspolitischen Debatten zu verstehen? Aus Sicht der Policyforschung 
ist Wissenschaftspolitik ein Politikfeld, welches sich mit der Regulierung, 
Förderung und institutionellen Rahmung von Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen befasst (Pfetsch 1974; Lundvall/Borras 2005). Ein 
wichtiges Charakteristikum dieses Politikfeldes ist jedoch, dass der Auto-
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nomie wissenschaftlichen Handelns eine hohe gesellschaftliche Bedeutung 
zukommt: „Jede Politik nämlich, die die Wissenschaft zu ihrem Gegenstand 
macht und sie zu regulieren versucht, muss Rücksicht auf die internen Me-
chanismen der Wissenschaft nehmen“ (Weingart 2010, S. 119). Dies führt 
zu einer besonderen Komplexität, da eine große Zahl der Einrichtungen, die 
durch Stellungnahmen, Expertisen und Bewertungen wissenschaftspoliti-
sche Debatten anstoßen oder formen, weder von staatlichen Gremien kon-
trolliert noch gänzlich frei von Setzungen politischer Opportunitäten ist. 
Vielmehr werden die Grenzen des Wissenschaftlichen und des Politischen 
in spezifischen ‚Grenzorganisationen‘ (Guston 1999) immer wieder neu 
verhandelt. Für die Analyse wissenschaftspolitischer Debatten hat dies zur 
Konsequenz, dass die Positionen, die in diesen wissenschaftlichen Grenzor-
ganisationen verhandelt werden, auch als Bestandteil des Politischen zu 
verstehen sind. Daher kommen für die Analyse nicht nur staatliche, son-
dern wissenschaftliche Organisationen als Produzenten von Aussagen in 
Betracht. Die Analyse folgt damit dem Politikverständnis Maarten Hajers, 
demzufolge nicht nur finanzielle, sondern auch manageriale und diskursive 
Praktiken analysiert werden, „die nicht notwendigerweise den traditionellen 
Orten der Deliberation zugeordnet werden können“ (Hajer 1993). 

Darüber hinaus zeichnet sich im Hinblick auf die verhandelten Themen 
eine außerordentliche Erweiterung und Hybridisierung des wissenschafts-
politischen Feldes ab. Bedingt durch die zunehmende Verwissenschaftli-
chung zahlreicher Lebensbereiche und die Aufgabenerweiterung staatlichen 
Handelns zeigt sich eine enorme Vielfalt wissenschaftspolitischer Konstel-
lationen, die quer zu den institutionalisierten Verhandlungsarrangements 
liegen: so finden sich solche Debatten etwa in der Gesundheits- (Reis et al. 
2010), Verteidigungs- (Mowery 2012), Verbraucher- (Jung et al. 2014), 
zunehmend aber auch in einer neu zu definierenden Industriepolitik 
(Wydra/Leimbach 2015). Diese Entwicklungen können als Erweiterung, in 
jedem Fall aber als Differenzierung des Feldes verstanden werden.  

Daher kann diese Darstellung nur einen Ausschnitt wissenschaftspoliti-
scher Kontexte behandeln. Im Vordergrund stehen diejenigen Debatten, die 
eng mit der Ausrichtung und Organisation von Forschung verbunden und 
die für eine große Zahl von wissenschaftlichen Einrichtungen bedeutsam 
sind. Dazu zählen insbesondere Debatten im Kontext der Neugründung 
von Organisationen, die Legitimierung groß angelegter Förderprogramme, 
aber auch Positionierungen zu Gesetzesvorhaben, die auf die Produktion 
oder Verwertung wissenschaftlichen Wissens abzielen, beziehungsweise 
diese beeinflussen. Allerdings haben sich die institutionellen Kontexte, in 
denen diese Debatten entstehen, zirkulieren und diffundieren, stark verän-
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dert. Waren wissenschaftspolitische Debatten im 19. Jahrhundert noch 
stark national geprägt, sind sie gegenwärtig durch Beglaubigungs- und Pro-
duktionsprozesse auf nationaler (Nelson 1993; Edler/Kuhlmann 2008), 
regionaler, sowie supranationaler Ebene (Kuhlmann 2001) geprägt.2 

Insofern wird bei der Analyse wissenschaftspolitischer Kontexte zwar 
auf die deutsche Entwicklung fokussiert, aber zugleich auf transnationale 
und supranationale Prozesse der Beglaubigung und Legitimierung einge-
gangen. Ein besonders sichtbares Beispiel sind hierfür die Debatten, die 
durch die OECD initiiert wurden und deren Narrative und Deutungsmus-
ter die (west-)deutschen Debatten (aber auch die, vieler anderer Staaten) 
stark beeinflusst haben. Darüber hinaus haben die wissenschaftspolitischen 
Debatten einiger Nationen, insbesondere die der USA, der Sowjetunion und 
Japans, auch Einfluss auf die Entwicklung in anderen Ländern. Nicht selten 
werden nicht nur institutionelle Modelle wissenschaftspolitischer Instituti-
onen, sondern auch die legitimierenden Narrative übernommen, die sich in 
Verhandlungen bei der Gründung neuer Institutionen entwickelt haben.  

Innovation wird als eine solche Meta-Semantik verstanden, die in diesen 
Kontexten an Bedeutung gewinnt. Von lateinisch „innovare“ abstammend, 
lässt sich die Geschichte des Begriffs bis in die frühe Neuzeit zurückverfol-
gen (Kaldewey 2013). Die Erkundung des Neuen, die Suche nach der stän-
digen Erneuerung wird seit dieser Zeit positiv assoziiert. Mit der Durchset-
zung eines neuen naturphilosophischen Paradigmas, einer ‚wissenschaftli-
chen Bewegung‘ (Böhme et al. 1977) steht der Begriff der Erneuerung nicht 
nur für die Erweiterung und Re-Formulierung des Wissens, sondern auch 
für gesellschaftlichen Fortschritt. Diese positive Besetzung des Begriffs hat 
sich nicht nur erhalten, sondern sogar gesteigert: Die Sicherung des Neuig-
keitsanspruchs ist im wissenschaftlichen Publikationssystem eine Voraus-
setzung für erfolgreiche wissenschaftliche Kommunikation. Die rhetorische 
Behauptung des Neuen hat vor diesem Hintergrund auch im wissenschaftli-
chen Schreiben einen besonderen Stellenwert (Kaufer/Geisler 1989). Es 
finden sich vielfach wissenschaftliche Publikationen, die die Relevanz ihres 
Beitrags zu steigern versuchen, in dem sie ihn als innovativ beschreiben 
(Berkenkotter/Huckin 1993). Daher stellt sich die Frage, vor welchem ge-
sellschaftlichen Hintergrund und mittels welcher diskursiven Praktiken die 

                                                             

2 Dabei können auch diskursive Strukturen auf nationaler Ebene Einfluss in die Gestal-
tung transnationaler Institutionen finden. So zeigt Tim Flink etwa in seiner Rekon-
struktion der Entstehung des Europäischen Forschungsrates (ERC) wie die im spezifi-
schen Kontext der USA entstandene Semantik des Frontier Research Eingang in die 
Begründungszusammenhänge des ERC gefunden hat (Flink 2016, S. 234).  
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Semantik der Innovation in die wissenschaftspolitische Debatte gelangt, die 
sich auf die Ausrichtung, Steuerung und Regulierung von Forschung be-
zieht.  

Eine entscheidende Rolle bei der Etablierung von Semantiken der Inno-
vation, so die These des Aufsatzes, kommt Narrativen zu, d. h. öffentlichen 
Erzählungen über die gesellschaftliche Wirklichkeit, die in diskursiven 
Praktiken als geteiltes Wissen dargestellt werden und in gesellschaftlichen 
Debatten Anschlussfähigkeit ermöglichen (Arnold 2012). Folgt man Mar-
kus Arnold, so ist die Funktion, die diese Narrative im wissenschaftspoliti-
schen Raum einnehmen, nicht nur in der Ermöglichung von Orientierun-
gen, sondern auch in der Bereitstellung von Begründungen zu sehen (ebd., 
S. 18). Gerade im wissenschaftspolitischen Kontext ist die Entstehung und 
Etablierung dieser Narrative im Kontext der Neugründung von Organisati-
onen und institutionellen Strukturen zu beobachten. Öffentliche Narrative 
sind daher nicht als freischwebend, sondern an bestimmte institutionelle 
Strukturen und Praktiken rückgebunden zu verstehen (vgl. Viehöver 2001, 
S. 183). In wissenschaftspolitischen Debatten werden sie stetig reproduziert 
und erlangen dadurch Wirkmächtigkeit, etwa bei der Mobilisierung weite-
rer ökonomischer oder diskursiver Ressourcen. Sie haben aber auch Aus-
wirkungen auf die Interpretationsmuster und Weltsichten der Beteiligten, 
indem Sie bestimmten Konzepten Bedeutung bei der Lösung von Proble-
men zuschreiben. In diesem Sinn soll die narrative Etablierung und Trans-
formation der Innovationssemantik im wissenschaftspolitischen Feld nach-
gezeichnet, und seine performativen Effekte in textuellen Praktiken näher 
dargestellt werden. Dabei soll deutlich werden, dass der Begriff der Innova-
tion nicht kontinuierlich, sondern diskontinuierlich Eingang in die wissen-
schaftspolitische Debatte gefunden und diese durch die Integration neuer 
Wissensbestände umfassend transformiert. 

3. Etablierung und Transformation der 
Innovationssemantik 

3.1 Von Vannevar Bush zur technologischen Lücke: 
Innovation in wissenschaftspolitischen Dokumenten 
nach 1945 

Nach 1945 entwickelten viele westliche Staaten ein Interesse an der Etablie-
rung wissenschaftspolitischer Institutionen (Stucke 1993, S. 14). Die Forde-
rung nach einer Stärkung der Wissenschaft wurde dabei gerade im Kontext 
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der Kriegserfahrung als „nationales Bedürfnis“ artikuliert. Modellbildend 
für andere Länder waren dabei die USA, die noch während des Krieges 
begonnen haben, kriegswichtige Forschung zu zentralisieren (Katz 1978; 
Roosevelt 1941). Im Zuge dieser Zentralisierungsbemühungen und der 
Gründung von neuen Forschungsförderungsorganisationen wie der Natio-
nal Science Foundation haben sich wissenschaftspolitische Kontroversen 
über die zukünftige Ausrichtung der Wissenschaftslandschaft entwickelt. 
Politisch ging es dabei vor allem um die Frage, wie die bereits mobilisierten 
Ressourcen zu koordinieren, welche gesellschaftlichen Gruppen davon pro-
fitieren und wie die wissenschaftlichen Einrichtungen vor politischer und 
kommerzieller Vereinnahmung geschützt werden können (Kevles 1977).  

Im Kontext dieser Kontroversen entwickelten sich neue Konzepte, die 
Annahmen über den Wert und den Nutzen von Wissenschaft enthielten 
und wissenschaftspolitisches Handeln orientieren sollten. Eine besondere 
Rolle spielte der Vannevar Bush zugeschriebene Bericht „Science the End-
less Frontier“ (Bush 1945), der den Übergang von kriegswichtiger For-
schung in neu zu gründende Nachkriegsorganisationen anleiten sollte. Ob-
wohl der Bericht die Transformation von einer wissenschaftspolitischen 
Kriegs- zu einer Friedensordnung zu beschreiben beabsichtigt, bedient sich 
der Text kriegerischer Metaphorik, um die Notwendigkeit staatlicher Orga-
nisationskapazität für die Institutionalisierung der Wissenschaft zu recht-
fertigen. So wird an mehreren Stellen des Textes von einem „war on cancer“ 
oder einem „fight against diseases“ gesprochen. Im Unterschied zur Recht-
fertigung von Kriegen, ist es nicht die Sicherheit des Landes oder die seiner 
Bewohner, sondern der gesellschaftliche (- und zunächst einmal national 
definierte) Fortschritt, der als bedroht oder fragil zu verstehen ist.  

Der Begriff der Grundlagenforschung, so lässt sich zeigen, wird von 
Vannevar Bush als Antwort auf diese Bedrohung – nahezu programmatisch 
– etabliert. Es sei die Grundlagenforschung, insbesondere in Medizin und 
Verteidigungsforschung, die den Wissenskorpus für wissenschaftliche 
Durchbrüche schafft und die Bush zufolge die Basis für die Mehrung gesell-
schaftlichen Wohlstands und der Gesundheit darstelle (Bush 1945, S. 5). 
Grundlagenforschung wird damit nicht nur deutlich von Anwendungsfor-
schung unterschieden, sondern auch ein besonderer Wert zugeschrieben: 
„New Products and processes are founded on new principles and concepti-
ons which, in turn, are developed by research in the purest realms of 
science“ (ebd., S. 19).  

Mit der Etablierung der Grundlagenforschung als der treibenden Kraft 
des Fortschritts sind zugleich wichtige Annahmen für wissenschaftspoliti-
sche Eingriffe verbunden (Pielke 2012). Bush zufolge könne die Verwertung 
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und Nutzung durch Intervention von außen (etwa durch den Staat, die 
Wirtschaft oder andere Akteure) kaum beeinflusst werden. Die Förderung 
von Grundlagenforschung müsse daher bedingungslos und ergebnisoffen 
durchgeführt werden. Durch diese Konzeption des Grundlagenforschungs-
begriffs – als unkontrollierbare, aber zur Sicherstellung des Fortschritts 
notwendige Tätigkeit – gelingt es, die Durchführung von Forschung in den 
Horizont der Anwendung zu stellen und zugleich die professionelle Auto-
nomie der Wissenschaft zu sichern.3 Der Begriff der Grundlagenforschung 
und die damit verbundenen Annahmen prägten daher das wissenschafts-
politische Sprechen und Handeln der Nachkriegszeit; dass es langfristiger 
und großzügiger Rahmenbedingungen bedarf, um wissenschaftliche 
Durchbrüche zu erreichen und dass diese sich am ehesten im Bereich der 
missionsorientierten Grundlagenforschung einstellen müssten; also jenen 
Ministerien verpflichteten Forschungsfördereinrichtungen, die in den USA 
noch heute ein wesentliches Element der institutionellen Strukturen dar-
stellen (Bonvillain 2014).  

Der Begriff der Innovation taucht in Bushs Papier jedoch kaum auf.4 
Dies verweist darauf, dass Innovation in Debatten über die Förderung von 
Wissenschaft in dieser Zeit kaum eine Rolle spielt, auch wenn dieser Begriff 
zur Beschreibung wissenschaftlicher Aktivitäten häufig herangezogen 
wurde. In der späteren Wirkungsgeschichte des Dokuments wird Bushs 
Report jedoch als Ausdruck eines „linearen Modells“ der Innovation inter-
pretiert (Godin 2006).5 In diesem Modell wird der Innovationsprozess li-
near, das heißt als eine Abfolge klar abgrenzbarer Phasen der Grundlagen-
forschung, Anwendungsforschung, Entwicklung und Produktion konzi-
piert. Die Grundlagenforschung steht diesem Prozessverständnis nach am 
Anfang jeder Innovation. Auch wenn Bush nicht als Autor dieses Modells 
gelten kann (vgl. Edgerton 2004), sind zumindest diese Aussagen mit seinen 
Vorstellungen kongruent. Die Patenschaft für dieses Modell zeigt jedoch 
noch etwas anderes, nämlich den enormen Einfluss dieses Berichts auf die 
wissenschaftspolitischen Debatten der Nachkriegszeit (Edgerton 2004; Flink 
2016; Godin 2006; Stokes 1997). Die in diesem Bericht verwendeten Be-

                                                             

3 Thomas Gieryn sieht hierein ein wichtiges Element der Grenzarbeit in wissenschafts-
politischen Debatten – die „protection of autonomy“ (Gieryn 1983).  

4 Es lassen sich im Text nur zwei Textstellen finden (S. 26 und S. 78), in denen wörtlich 
der Innovationsbegriff verwendet wird. In beiden Stellen jedoch nicht beiläufig, son-
dern um einen zentralen Begriff des Dokuments zu stärken, den der Grundlagenfor-
schung (basic research). 

5 Zu einer Entstehungs- und Wirkungsgeschichte des linearen Modells siehe Edgerton 
(2004). 
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gründungsnarrative der Forschungsförderung (Forschung im nationalen 
Interesse; Forschung zur Sicherung des Fortschritts) waren prägend für 
wissenschaftspolitische Selbstbeschreibungen und Rollenverständnisse in 
zahlreichen Ländern: Dem Staat wurde die Aufgabe zugeschrieben, für die 
Sicherung und Zentralisierung wissenschaftlicher Ressourcen Sorge zu 
tragen (Stokes 1997).  

In Deutschland wurden der Bericht und die damit verbundenen Seman-
tiken und Begründungsmotive jedoch nur zögerlich aufgenommen. Die 
wissenschaftspolitische Landschaft der Nachkriegszeit war zunächst zer-
splittert und musste unter Aufarbeitung der NS Vergangenheit neu geord-
net werden (vom Bruch 1999; Bartz 2007). Unter diesen Bedingungen 
prägte der Begriff der Wiederherstellung der „wissenschaftlichen Selbstver-
waltung“6 die Debatten über die Wiederaufnahme von Forschungsförde-
rung (Stamm 1981, S. 60; S. 234).7 Darüber hinaus war auch die von Bush 
geforderte Zentralisierung wissenschaftlicher Ressourcen in der Wissen-
schaftspolitik der 1940 und frühen 1950er Jahre kaum anschlussfähig: Wis-
senschaftsrechtlich war Deutschland zunächst dadurch gekennzeichnet, 
dass Bildung und Forschung in den Kompetenzbereich der Länder fiel und 
der Bund als Organisation nicht sichtbar wurde. Ressourcen für die Wissen-
schaft wurden vielmehr in einer Reihe von Ministerien bereitgestellt, dem 
Innenministerium, dem Wirtschaftsministerium und dem Bundeskanzler-
amt (Stamm 1981). Damit entfielen institutionelle Kontexte, um die Be-
deutung der Wissenschaft als übergeordnetes, insbesondere „nationales 
Interesse“ zu definieren, wie dies in den USA der Fall war. 

Mit der Einführung der Kernenergie in Deutschland entwickelten sich 
jedoch neue wissenschaftspolitische Debatten, die die Frage der Zentralisie-
rung wissenschaftlicher Ressourcen neu artikulierten. Insbesondere die 
großen Wissenschaftsorganisationen (darunter die Max-Planck-Gesell-
schaft) forderten die zentralstaatliche Koordination der Kernforschung 
(Stucke 1993, S. 39). Mit der Gründung eines Ministeriums für Atomfragen 
im Jahr 1955 etablierte sich schließlich ein neuer Akteur in der wissen-

                                                             

6 Unter dieser leitenden Idee der Ermöglichung von „Selbstverwaltung“ in der Wissen-
schaft wurde schließlich auch die Gründung der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(hervorgegangen aus dem Forschungsrat sowie der bereits vor dem Krieg existierenden 
Notgemeinschaft der Wissenschaft) legitimiert. 

7 Gleichwohl finden sich an verschiedenen Stellen immer wieder Dokumente in denen 
der besondere Wert von (Grundlagen-)forschung hervorgehoben wird, im Unter-
schied zu Bush häufig jedoch mit dem Verweis auf die kulturelle Bedeutung der Wis-
senschaft. Zu dieser Gegenüberstellung von idealistischen und innovationsorientierten 
Wissenschaftsverständnissen siehe (Lax 2015). 
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schaftspolitischen Landschaft. Die Rezeption der wissenschaftspolitischen 
Annahmen des Bushs Reports wurde nun stärker sichtbar. Deutlich zeigt 
sich dies im Rollenverständnis der neuen Behörde, die vor allem die Auto-
nomie der Wissenschaft in den Vordergrund rückte. Das neue Ministerium 
verstand sich lediglich als Verwalter, als ein „Mäzen der Forschung“, wel-
cher nicht orientierend in Forschungshandeln eingreifen wollte (Stucke 
1993, S. 61).8  

Allerdings veränderten sich die Positionen in der wissenschaftspoliti-
schen Debatte mit den gestiegenen Aufgaben des (inzwischen umbenann-
ten) Ministeriums. Verbunden mit dem Ausbau der Kernenergie und der 
organisatorischen Gestaltung von Großforschungseinrichtungen (Szöllosi-
Janze/Trischler 1990) bildeten sich Kontroversen, die neuen Begründungs-
narrativen zum Durchbruch verhalfen: Die Gegner des Ausbaus verstanden 
die Konzentration von Forschungsmitteln als einen staatlichen Eingriff, 
während die Befürworter genau diese Bündelung der Ressourcen als not-
wendig erachteten, um den technologischen Abstand zur USA zu verrin-
gern (Mutert 2000). In dieser Argumentation zeigt sich bereits das Aufrufen 
des zu diesem Zeitpunkt dominanten Narrativs der ‚technologischen Lü-
cke‘. Diese besagt, dass die technologische und wissenschaftliche Kapazität 
einiger westlicher Länder in Rückstand zu den führenden Ländern wie den 
USA oder der Sowjetunion gekommen sei. Ursprünglich aus der Debatte 
um die Ingenieurslücke entstanden (Stamm 1981, S. 231) wurde das Narra-
tiv bald auf weitere Bereiche übertragen (vgl. Schreiber 1968), sodass die 
Rede von der ‚Lücke‘ oder dem technologischen ‚Rückstand‘ sich in den 
1960er Jahren auf die ‚technologische Wettbewerbsfähigkeit‘ der Europäi-
schen Staaten insgesamt bezog. Die Rede von der technologischen Lücke 
wurde damit zur dominanten Problembeschreibung in der Wissenschafts-
politik.9 Mit der Etablierung dieses Narrativs, war es auch im Nachkriegs-
deutschland nun möglich geworden, Forschung in den Kontext eines über-
geordneten, nationalen Interesses zu stellen. 

                                                             

8 Allerdings war diesem Zeitpunkt noch nicht klar, inwiefern sich dieses Gebilde zu 
einer wissenschaftspolitischen Organisation entwickeln würde. Erst mit der Erschlie-
ßung neuer Themenbereiche insbesondere in der Weltraumforschung schien die in-
stitutionelle Konsolidierung eines Bundesministeriums für wissenschaftliche For-
schung abgeschlossen. 

9 Auch in den politischen Auseinandersetzungen um die Gründung des Wissenschafts-
rats etwa bezog sich der Verein Deutscher Ingenieure auf den technologischen Rück-
stand, „um daraus die Notwendigkeit eines Zentralrats für die Wissenschaft abzulei-
ten“ (Stucke 1993, S. 53). 
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Glaubwürdigkeit verliehen dieser Problembeschreibung Studien, die von 
der OECD beauftragt wurden. Explizit wurde in den Forschungsberichten 
nun auch auf die technologischen Unterschiede zwischen Ländern hinge-
wiesen. Damit wurde die Verbindung zwischen Wissenschaftspolitik, tech-
nologischer Leistungsfähigkeit und wirtschaftlicher Entwicklung als Be-
gründungshorizont wissenschaftspolitischer Eingriffe artikuliert (OECD 
1963b). Eng verbunden waren damit standardisierte Praktiken zur Quanti-
fizierung, die solche Vergleiche zwischen Ländern überhaupt möglich 
machten; wie den ebenfalls 1963 herausgegebenen Standard zur Messung 
von Forschung und Entwicklung, durch welchen die Produktivitätsunter-
schiede zwischen den USA und den westeuropäischen Ländern sichtbar 
wurden (OECD 1963a). Die Rede von der technologischen Lücke erhielt so 
ihren eigenen Raum, der durch die stetigen Berichte zum Stand der Tech-
nologie immer wieder reproduziert wurde.  

Das, mit der ‚Lücke‘ verbundene Narrativ, des globalen technologischen 
Wettbewerbs hat sich in wissenschaftspolitischen Debatten als rhetorisches 
Mittel etabliert, um die Notwendigkeit für die Bereitstellung von Ressour-
cen, aber auch die Entwicklung von wissenschaftspolitischen Konzepten zu 
begründen. Dieses Narrativ der Lücke und des globalen Wettbewerbs ist 
später stärker auch im Kontext der Innovationssemantik verwendet wor-
den.10 Auch gegenwärtig finden sich Dokumente, die die Nachhaltigkeit der 
Wettlaufsrhetorik belegen. In Europa ist ein besonders sichtbarer Ausdruck 
dieser Rhetorik die Formulierung des sogenannten Lissabon-Ziels, demzu-
folge die Ausgaben für Forschung und Entwicklung bis auf 3% des Brutto-
inlandsprodukts steigen sollten. Die Formulierung dieses Ziels hatte nicht 
nur die Zunahme forschungspolitischer Aktivitäten, sondern auch die ge-
zielte und strategische quantitative Beobachtung zur Folge. 

Diese kurze Übersicht zeigt, dass sich in der Nachkriegszeit wichtige 
Kontexte für die Produktion und Zirkulation von metawissenschaftlichen 
Semantiken herausgebildet haben. Die als Problem adressierte Transforma-
tion der Kriegsforschung in den USA erlaubte bspw. nicht nur die Beibe-
haltung des Redens vom „nationalen Interesse“ in der Forschung, sondern 
lieferte auch eine Begründung für die Etablierung des institutionellen Sys-
tems der Forschungsförderungseinrichtungen (vgl. Kevles 1977). Der Be-
griff der Innovation und seine Deutung dagegen spielt in den hier darge-
stellten Dokumenten eine untergeordnete Rolle. Auch wenn in der Wir-
kungsgeschichte des Bush-Reports die Vorstellung eines linearen Modells 

                                                             

10 Vergleiche hierfür etwa den Beitrag von Joscha Wullweber in diesem Band. 
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der Innovation entwickelt wurde, wird der Begriff selbst kaum verwendet, 
um wissenschaftspolitisches Handeln zu begründen. Innovation wird in 
diesem Kontext nicht als etwas verstanden, dass sich durch aktives konzer-
tiertes Handeln planen oder lenken lässt. Vielmehr erlangt der Begriff der 
Grundlagenforschung hohe Relevanz als politisches Symbol (Pielke 2012), 
um die professionelle Autonomie der Wissenschaft zu rechtfertigen. Dies 
zeigt, dass die Etablierung bestimmter Begriffe auch mit spezifischen wis-
senschaftspolitischen Rollenvorstellungen verbunden ist. Vor diesem Hin-
tergrund sollen im Folgenden die Gründe für die Aufnahme des Innovati-
onsbegriffs und seiner Implikationen für Rollenverständnisse genauer dar-
gestellt werden. 

3.2 Die Transformation der Innovationssemantik  

Die Periode nach 1945 bis zum Ende der 1960 Jahre war, wie der vorange-
gangene Abschnitt gezeigt hat, gekennzeichnet durch die Neugründung von 
wissenschaftspolitischen Institutionen, in deren Folge sich neue Weisen des 
Sprechens über Wissenschaft etabliert haben. Wissenschaft wurde dabei 
immer häufiger als übergeordnetes, nationales Interesse beschrieben. In 
diesen Kontexten schien das Sprechen über Innovation jedoch kaum eta-
bliert. Vielmehr tauchte der Begriff eher unsystematisch auf, ohne dass sich 
ein Muster identifizieren ließe.11 Selbst die Herrschaft des linearen Modells 
für die Nachkriegszeit lässt sich eher als eine retrospektive Interpretation, 
denn als eine Praxis verstehen, die aus dem Material der wissenschaftspoli-
tischen Texte heraus rekonstruierbar wäre.  

Wesentliche Veränderungen des Sprechens über Innovation in wissen-
schaftspolitischen Kontexten zeigten sich in den 1970er Jahren. Der Begriff 
der Innovation taucht in dieser Zeit zunehmend in politischen Debatten 
und Auseinandersetzungen auf, wie Perren und Sapsen etwa für die briti-
sche parlamentarische Diskussion zeigen (Perren/Sapsed 2013). Es entwi-
ckelte sich dabei ein Muster der Nutzung des Begriffs der Innovation als 
Semantik, die mit der Steigerung wirtschaftlicher Wohlfahrt in Verbindung 
gebracht wird. Anfang der 1970er Jahre etablierte sich das Narrativ der 
„Krise der Massenproduktion“ (Piore/Sabel 1989). Rufe nach neuen wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen Konzepten wurden laut, die Antworten 
auf den Bruch einer als unaufhaltsam vermuteten ökonomischen Aufwärts-

                                                             

11 Vgl. etwa für Deutschland den Beitrag von Braunisch, Minettian und Hergesell in 
diesem Band. 
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bewegung liefern sollten. Eine stärkere Orientierung auf wissenschaftsba-
sierte Technologien wurde als möglicher Beitrag zur Lösung gesehen. Es 
entwickelte sich daher eine umfangreiche Suchbewegung, die Antworten 
auf die wirtschaftlich-technologische Krisen liefern sollten.  

In diesen zeitlichen Kontext der gesellschaftlichen und ökonomischen 
Krisen fällt der Aufstieg des Forschungsfelds der Innovationsforschung. Die 
– vor allem institutionalistisch akzentuierte12 – Innovationsforschung lie-
ferte eine Problembeschreibung, die dem Konzept der Innovation neue 
Aufmerksamkeit, aber auch eine neue konzeptionelle Basis verschaffte: 
Wesentlich hierfür war die in diesem Forschungsfeld eingeführte Unter-
scheidung zwischen Invention und Innovation, die auf Richard Freeman 
zurückgeht (Freeman 1974). Während die Innovation die Tätigkeit des 
Erneuerns bezeichnet, d. h. die Entwicklung und Entdeckung neuer Tech-
niken, neuen Wissens oder neuer Muster, bezeichnet die Innovation ihre 
Durchsetzung am Markt und in der Gesellschaft (ebd., S. 22). Angesichts 
einer als träge und widerständig beschriebenen Gesellschaft und stark ver-
machteter Marktverhältnisse, erscheint die Innovation als unsicher und 
unwahrscheinlich: „The central dimension that organizes innovation, if 
there is one, is uncertainty“ (Kline/Rosenberg 1986, S. 294). Die Erkundung 
der nicht nur als unsicher beschriebenen ökonomischen Durchsetzung von 
Neuerungen wird so zur eigentlichen und interessanten Aufgabe der Inno-
vationsforschung, sollte aber auch als ein Beitrag zur gesellschaftlichen Er-
neuerung verstanden werden.  

Diese Fokussierung auf Innovationen als unsichere und unwahrscheinli-
che Ereignisse hatte jedoch paradoxerweise zur Folge, dass sich ein neues 
Verständnis der Vorhersagbarkeit von Innovationen entwickelte. Gerade, 
weil Innovationen als unwahrscheinliche Ereignisse definiert worden sind 
(vgl. Kline/Rosenberg 1986; Nelson/Winter 1974), konnte die Bedingung 
seiner Entstehung als lohnenswerte Forschung beschrieben werden. In dem 
Maße aber, indem immer neue Bedingungen und intervenierende Faktoren 
für die Entstehung von Innovationen gefunden worden sind, wurde 
Schumpeters (1912) Vorstellung vom einsamen Entrepreneur als Träger der 
Innovation obsolet (Pavitt 2005, S. 344).13 Innovation wurde nicht mehr als 
Ergebnis eines isolierten Akteurs, sondern als ein Zusammenspiel unter-

                                                             

12 Vgl. Grupp und Formahl 2010 für eine Abgrenzung verschiedener Ansätze der Inno-
vationsforschung. 

13 Die heutige Innovationsforschung präsentiert sich in deutlicher Abgrenzung zu 
Schumpeter und seinen Konzepten zur Erklärung von Innovation (vgl. Fagerberg/ 
Verspagen 2009). 
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schiedlicher sozialer Bedingungsgefüge gesehen. Dieses Zusammenspiel, so 
suggerieren die Theorieansätze Nelsons und Winters (Nelson/Winter 
1974), ist durchaus beschreibbar und in Teilen auch kontrollierbar. Damit 
ergaben sich neue Möglichkeiten, um wissenschaftspolitische Eingriffe, 
Fördermaßnahmen oder Regulierungen mit Innovation in Verbindung zu 
bringen.  

Dadurch entwickelte sich eine neue Aufmerksamkeit für (Prozess-) 
Modelle der Innovation, da diese sich im wissenschaftspolitischen Kontext 
(das heißt etwa in der Formulierung von Förderstrategien) wachsender 
Beliebtheit erfreuten (Godin 2010; Freeman 1996, S. 31). Neue Modelle der 
Innovation wurden entwickelt, meist in deutlicher Abgrenzung zu den 
(bereits oben beschriebenen) linearen Modellen von Innovation: Weder die 
wirtschaftliche oder gesellschaftliche Nachfrage, noch die von Bush pro-
pagierte Grundlagenforschung, so etwa die Argumentation von Mowery 
und Rosenberg (1979), könnten als alleinige Quelle von Innovationen gel-
ten. Innovation sollte nicht mehr als etwas beschrieben werden, das am 
Ende eines linearen Prozesses steht, sondern als die Gesamtheit eines viel-
fach rückgekoppelten Lernprozesses (Kline/Rosenberg 1986), der sich an 
unterschiedlichen Stellen beeinflussen lässt. Die Verfertigung und Nutzung 
von Modellen und visuellen Darstellungen hat sich in dieser Auseinander-
setzung um ein legitimes Innovationsverständnis bald als eine epistemische 
Praxis der Innovationsforschung etabliert (Freeman 1996).14  

Der Innovationsdiskurs wandelte sich dadurch zunehmend von einem 
Beschreibungs- zu einem Steuerungsdiskurs. Gerade in jenen Kreisen, in 
denen für eine Stärkung wissenschaftspolitischer Expertise geworben 
wurde,15 hat sich zu dieser Zeit ein Verständnis von Innovation etabliert, 
das nicht mehr vom Schutz und der Nichteinflussnahme der Grundlagen-
forschung, sondern von gezielten Eingriffen in das Innovationsgeschehen 
geprägt ist.16 Der Eingriff in die Wissenschaftsentwicklung, so die dabei 
geteilte Vorstellung, müsse jedoch früher als bisher angenommen erfolgen 

                                                             

14 Dies zeigt sich insbesondere darin, dass die Formulierung von Modellen in der Inno-
vationsforschung, besonders starke Aufmerksamkeit auf sich ziehen konnte, so etwa 
die Kontroverse um die Aussagekraft des Demand Pull Modells (Schmookler 1966; 
Mowery/Rosenberg 1979) oder die Auseinandersetzung um Science Push Modelle der 
Innovation (Nelson/Winter 1977). 

15 Dazu gehören unter anderem, der Wissenschaftsrat (WR), die Deutsche Forschungsge-
meinschaft, die Max -Planck-Gesellschaft und führende Unternehmen. 

16 In Deutschland zeigt sich dies am deutlichsten an den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrats für die „Interaktion zwischen Wissenschaft und Wirtschaft“ (Wissen-
schaftsrat 2007).  
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und die Auswahl geeigneter Forschungsfelder bedürfe eines geeigneten 
Instrumentariums (Gibbons/Johnston 1974). Eine besondere Rolle spielte 
in diesem Zusammenhang der Begriff der „strategischen Forschung“ (stra-
tegic research), mit der Forschung gemeint ist, die „zur Lösung zukünftiger 
Probleme beitragen kann“ (Irvine/Martin 1984, S. 4). Welches Forschungs- 
und Technologiefeld nun als strategisch wertvoll anzusehen ist, wurde zu-
nehmend in organisierten Strategie-prozess mit Experten ermittelt, die 
durch diese Tätigkeit enger an die Steuerungsbedarfe der politischen Ak-
teure heranrückten.  

Die Beeinflussung von wissenschaftlichen Produktionsprozessen durch 
gezielte forschungspolitische Eingriffe wie Technikvorausschau und Tech-
nologiemonitoring verbunden mit der Identifikation strategischer Ziele, 
konnte auf dieser Grundlage zunehmend als eine legitime Aufgabe von 
Wissenschaftspolitik gedacht werden. Wie Irvine und Martin an anderer 
Stelle ausführen, war die Ablehnung der bislang diskutierten Innovations-
modelle (science push und market pull) gerade die Voraussetzung für die 
Rechtfertigung dieser Eingriffe.  

„If innovations were driven simply by advances in curiosity-oriented re-
search, then forecasting would be virtually impossible because such ad-
vances are generally unpredictable in nature. On the other hand, if inno-
vations were merely called forth by changed market demands, then re-
search forecasting would be reduced to little more than long-range mar-
ket prediction.“ (Irvine/Martin 1984, S. 24) 

Die mit dem Instrument der Vorausschau verbundenen Vorstellungen von 
Innovation als einem zumindest von mehreren Seiten beeinflussbaren Pro-
zesses, erlangte dabei zunehmende Wirkmächtigkeit. Auch in den Politik- 
und Sozialwissenschaften wurde nun die Beziehung zwischen Staat, Wis-
senschaft und Technik aus der Perspektive eines nationalen Interesses her-
aus bewertet. Dem jeweiligen technologischen Bereich – etwa der Atom-
technik (Keck 1981), später auch der Mikroelektronik – wurde dabei eine 
volkswirtschaftliche Bedeutung zugeschrieben, die die politische Interven-
tion zur Notwendigkeit erklärt.17 Im Zuge dieser Diskussion entwickelte 

                                                             

17 Bob Jessop etwa bezeichnet die neuen Technologien als wichtige Wirtschaftstenden-
zen, (…) die entscheidend auf den modernen Staat einwirken. Die Etablierung moder-
ner Schlüsseltechnologien (unter denen er Mikroelektronik, Gen- und Biotechnologie 
sowie Raumfahrt und Telekommunikation versteht) sei „als Motiv und Träger wirt-
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sich eine breitere wissenschaftliche Aufmerksamkeit für wissenschafts- und 
forschungspolitische Themen (Hauff/Scharpf 1975; Elzinga 1980). 

Der Begriff der Innovation wurde durch die stetige Reproduktion nun 
auch stärker in wissenschaftspolitischen Konzepten genutzt, in denen 
Handlungsoptionen staatlicher Akteure eine stärkere Rolle spielten. Einen 
besonderen Einfluss hatte das Konzept des Innovationssystems (Edquist 
1997; Lundvall 2002; Nelson 1993). Der Ansatz der „National Systems of 
Innovation“ geht von spezifischen institutionellen Mustern zwischen Wis-
senschaft, Industrie und Politik auf der Ebene von Nationalstaaten aus, die 
die Entstehung von Innovationen beeinflussen. Aus dem Zusammenspiel 
unterschiedlicher Akteurskonstellationen sind Typen nationaler Innovati-
onssysteme ableitbar, auf deren Grundlage sich Handlungsoptionen für 
unterschiedliche Akteure formulieren lassen, die für die Entstehung von 
Innovation förderlich sind. Das Konzept hat damit den Vorteil, dass es 
nicht nur Ansätze zur Formulierung von Politikzielen, sondern auch Mög-
lichkeiten der Rechtfertigung staatlicher Eingriffe bietet. In wissenschafts-
politischen Verhandlungskontexten hatte dieses Konzept daher besondere 
Wirkung erzielen können. 

Legitimiert wurde diese Perspektive auf Innovation erneut durch inter-
nationale Organisationen wie die OECD, die bei der Herausbildung eines 
legitimen Sprechens über Innovation eine bedeutende Rolle spielte (Lund-
vall/Borras 2005). Innerhalb der OECD haben sich in kurzer Zeit Gremien 
etabliert, in denen die „Gestaltung der Rahmenbedingungen von Innovati-
onen“ eine besondere Rolle für die Zukunftsfähigkeit der Industrieländer 
zugeschrieben wurde (Lundvall 2002). Innovationsforscher wurden daher 
schnell zu Experten innerhalb dieser Zirkel und die dabei diskutierten Kon-
zepte wie jene der oben beschriebenen „National Innovation Systems“ ge-
wannen an Einfluss. Bestimmend für den Erfolg der Policy-Dokumente 
innerhalb der OECD -Staaten jedoch war eine Form der Übersetzung dieser 
wissenschaftlichen Konzepte in politische Handlungsprogramme. Die Vor-
stellung der Möglichkeit eines staatlichen „Innovationsmanagements“ 
wurde auf diese Weise in den politischen Diskurs getragen. Ein heute häufig 
zitierter Bericht der Organisation nennt sich demzufolge auch verheißungs-
voll „Managing National Innovation Systems“ (OECD 1999). Einige Auto-
ren schreiben daher der OECD die Rolle eines Popularisierers von neuen 
systemischen und institutionalistischen Innovationsverständnissen zu 
(Miettinen 2002; Albert/Laberge 2007, S. 226).  

                                                             

schaftlicher Entwicklung für kontinuierliches Wachstum und strukturelle Konkur-
renzfähigkeit entscheidend (Jessop 1996, S. 58). 
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Bedingt durch den Einfluss der OECD und der Vorstellung eines staatli-
chen Innovationsmanagements zeigte sich auch in deutschen wissenschafts-
politischen Debatten eine Veränderung des Rollenverständnisses von Wis-
senschaftspolitik. Forschungsministerien sollten nicht mehr nur als Verwal-
ter, sondern auch in einer aktiveren Rolle als Manager gesehen werden.18 
Dies zeigt sich vor allem im Aufkommen des Begriffs der Technologiepoli-
tik, der seit den 1980er Jahren zunehmend auch in politikwissenschaftlichen 
Debatten an Bedeutung gewonnen hatte (vgl. Lundvall/Borras 2005). Tech-
nologiepolitik wird vor allem als Ergänzung oder Erweiterung der etablier-
ten Wissenschaftspolitik interpretiert (ebd.) und habe zum Ziel, neue, wis-
senschaftsbasierte Industrien gezielt zu fördern und zu entwickeln (Martin/ 
Irvine 1989; Senker 1991; Rip 2004).  

In Deutschland gewann diese Debatte ihren deutlichsten Ausdruck im 
Kontext der Gründung eines stärker auf Technologieförderung ausgerich-
teten Forschungsministeriums. Als Auslöser für die Gründung und 
(Um-)Benennung dieser Behörde bezeichnen Grupp und Breitschopf wie-
derum die inzwischen stark verschärfte Rhetorik der technologischen Lü-
cke, die sich in den 1970er stärker mit der Innovationssemantik verband 
(Grupp/Breitschopf 2006). Die nun unter dem Namen „Bundesministerium 
für Forschung und Technologie“ (BMFT) firmierende neue Bundesbehörde 
orientierte sich erstmals an zukünftig zu schaffenden Feldern wissen-
schaftsbasierter Technologien. Am BMFT wurde 1972 eine Abteilung 
„Neue Technologien“ eingerichtet (B Arch B 138), die neue Förderpro-
gramme für diese Bereiche entwickeln sollte. Neue Instrumente, wie die 
Technologievorausschau wurden dabei in den Prozess der Politikformulie-
rung einbezogen. Diese Neugründung brachte nicht nur erhebliche Ände-
rungen im wissenschaftspolitischen Institutionengefüge, sondern auch in 

                                                             

18 Beispielhaft lässt sich diese erwünschte Umorientierung der Wertschätzung wirtschaft-
licher Orientierung an einem Textausschnitt aus der Hightechstrategie der Bundes-
regierung zeigen. Dort heißt es: „Damit Innovationschancen künftig noch besser ge-
nutzt werden können, setzt sich die Bundesregierung für eine weitere Stärkung der In-
novationsorientierung in der Wissenschaft ein. Dies erfordert: Bewusstsein dafür, was 
Wissenschaft für Innovationen in Wirtschaft und Gesellschaft leisten kann, neue 
Transferimpulse durch entsprechende Anreize und eine weitere Professionalisierung 
der Transferstrukturen. Ziel ist es, eine Arbeitskultur herbeizuführen, in der Transfer-
aktivitäten und -erfolge auch eine angemessene Wertschätzung erfahren“ (BMBF 
2014b, S. 20). Die Innovationsorientierung in der Wissenschaft soll also – durch die 
Setzung geeigneter Anreizstrukturen – als wertvoll beschrieben und entsprechend mo-
bilisierend wirken. 
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der wissenschaftspolitischen Sprache mit sich.19 Neben der Nutzung der 
Semantik der strategischen Forschung hielt auch der Begriff der Innovation 
stärker Einzug in die wissenschaftspolitische Debatte und entwickelte sich 
zunehmend zu einem eigenen Bezugsraum. 

4. Die Innovationssemantik als Legitimationsressource 
im wissenschaftspolitischen Feld 

Wie durch die Rekonstruktion der Wechselbeziehungen zwischen Innova-
tionsforschung und Wissenschaftsorganisationen gezeigt werden konnte, 
hat sich seit den 1970er Jahren ein Sprechen über Innovation entwickelt, in 
dem der Begriff systematischer und weitgreifender in politischen Strategien 
verwendet wird. In der nachfolgenden Zeit wird der Bezug auf Innovation 
zunehmend selbstbezüglicher und es scheinen sich dominante Formen des 
Sprechens etabliert zu haben. Die Etablierung des legitimen Sprechens von 
Innovation hat zunehmend performative Effekte auf die Artikulation wis-
senschaftspolitischer Strategien. Damit wird Innovation zunehmend zu 
einer wichtigen rhetorischen Ressource auch in öffentlichen Auseinander-
setzungen.  

Der Begriff der Innovation wird dabei vor allem zur Legitimierung von 
einer Wissenschaftspolitik herangezogen, die mit steigenden Erwartungen 
an die wissenschaftliche Problemlösungskapazität umzugehen versucht: Die 
gesellschaftliche und ökonomische Krise des Massenproduktionszeitalters 
hat nicht nur zu politischen Verwerfungen, sondern auch insgesamt zu 
steigenden gesellschaftlichen Ansprüchen gegenüber Wissenschaft und 
Wissenschaftspolitik geführt (van den Daele et al. 1979). Zunehmend wird 
dabei auch die Relevanz wissenschaftlichen Wissens mit seiner Verwertbar-
keit in Verbindung gebracht. Wissenschaftssoziologen sprechen in diesem 
Zusammenhang von einer Veränderung im Vertrag zwischen Wissenschaft 
und Gesellschaft (Lubchenko 1998; Nowotny et al. 2005).20 Neben die 

                                                             

19 Dies regte in Deutschland, initiiert durch die sogenannte „Starnberg Gruppe“ eine in-
tensive wissenschaftliche Debatte über die Möglichkeiten und Grenzen einer (wissen-
schaftspolitisch induzierten) Finalisierung der Wissenschaft an (vgl. van den Daele et 
al. 1979). 

20 In diesem Zusammenhang wird häufig von einem neuen Modus der Wissensproduk-
tion gesprochen, der stärker Response gegenüber gesellschaftlichen und ökonomischen 
Erwartungen sei. Die auf diesem Narrativ fußende Literatur hat sich auch in der öf-
fentlichen Debatte als wirkmächtig erwiesen. Dass sich die in der Literatur (Gibbons et 
al. 1994) behauptete stärkere Orientierung der Forschung auf Anwendungskontexte 
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Erwartung, dass die Wissenschaft für die Zunahme und Stabilisierung gesi-
cherten Wissens Sorge zu tragen habe, tritt die Erwartung, dass wissen-
schaftliche Akteure stärker auf eine gesellschaftlich nützliche und ökono-
misch relevante Verwertung ihres Wissens orientiert werden müssten. Von 
wissenschaftspolitischen Akteuren wird hingegen erwartet, gezielt auf diese 
Verwertung hinzuwirken und die dazu notwendigen Instrumente bereit zu 
stellen (Guston 2001; Nowotny 2007). Diese gestiegenen gesellschaftlichen 
Erwartungen werden ihrerseits zur produktiven Ressource und kommuni-
kativen Struktur, die von wissenschaftlichen, politischen und wirtschaftli-
chen Akteuren geteilt und genutzt wird (Borup et al. 2006; Konrad 2006; 
van Lente/Rip 1998). 

Um eine Neuorientierung wissenschaftlicher Forschung auf kommer-
ziellen Erfolg zu erreichen, wurde zunehmend die Umorientierung der 
Motivstrukturen wissenschaftlicher Akteure als Ziel wissenschaftspoliti-
scher Programme formuliert. Als einen solchen Eingriff in die Motivstruk-
tur wissenschaftlichen Handelns lassen sich etwa die Gesetzesvorhaben 
verstehen, die in den USA unter den Namen Bayh-Dole-und Stevenson-
Wydler Acts bekannt geworden sind. Beide Gesetze zielten auf eine Ver-
einfachung der Patentierungsmöglichkeiten von jenen universitären Erfin-
dern ab, die staatliche Förderung in Anspruch genommen hatten. Dabei 
sollten nicht nur die Erfinder selbst, sondern auch die universitären Insti-
tutionen von dieser Entwicklung profitieren (Johnson 2004, S. 220). Dies 
führte dazu, dass Universitäten in den USA zunehmend Technologietrans-
ferbüros einführten, um Forscher bei der Patentierung und Lizenzierung zu 
unterstützen. Dahinter stand die Vorstellung, durch die Veränderung von 
Anreizen unternehmerisches Handeln und Denken bei den Wissenschaft-
lern zu stimulieren. Slaughter bezeichnet diesen Prozess daher auch als 
Umprogrammierung wissenschaftlicher Wissensproduktion zu einem „aka-
demischen Kapitalismus“ (Slaughter 1997).  

Deutlich drückt sich in diesen Kommerzialisierungsbemühungen ein 
bestimmtes Verständnis von Wissenschaft aus, welches für das wissen-
schaftspolitische Sprechen über Innovation kennzeichnend ist. Wissen-
schaftliches Wissen wird als eine Ressource interpretiert, die anderen Berei-
chen zur Verfügung gestellt wird, um weitere kollektiv nützliche Zwecke zu 

                                                             

historisch allerdings als Neuerung darstellen lässt, darf angesichts der frühen Indus-
trieorientierung bei der Etablierung wissenschaftspolitischer Strukturen stark bezwei-
felt werden (siehe auch Weingart 1997).  
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verwirklichen.21 Die gesellschaftliche oder ökonomische Verwertung dieser 
„Ressource Wissen“22 spielt eine wichtige Rolle bei der Begründung der 
Begünstigung von Innovationen. Vor allem aus dieser Bedeutung für Dritte 
speist sich die Konstruktion von Relevanz wissenschaftlichen Wissens.23 
Damit verschieben sich auch die Beschreibungsinstrumentarien und Indi-
katoren, die zur Beobachtung wissenschaftlicher Wissensproduktion heran-
gezogen werden. Innovation wird zu einer Kategorie für die Beschreibung 
wissenschaftlicher Tätigkeiten, die sich quantifizieren und vergleichend 
beschreiben lässt. Neben eine Betrachtung von Publikationsleistungen, die 
in früheren Forschungsberichten eine zentrale Stellung einnahm, gewinnt 
eine ausdifferenzierte Innovationsindikatorik an Bedeutung, in der Patente 
eine entscheidende Rolle spielten (Bassecoulard/Zitt 2004; Grupp/Mogee 
2004). Durch diese Kategorisierung und Quantifizierung von Innovations-
aktivitäten wird dem Begriff der Innovation selbst Wert und Bedeutung 
zugeschrieben. Zudem geht mit dem Ausbau dieser Indikatorik eine zu-
nehmende Professionalisierung der Analyse des Innovationsgeschehens 
einher, die sich in der Gründung zahlreicher neuer Gremien ausdrückt, wie 
etwa der Expertenkommission für Forschung und Innovation (EFI), die die 
Ergebnisse unterschiedlicher beratender Institutionen bündelt und wissen-
schaftspolitischen Entscheidungsträgern und einer breiteren Öffentlichkeit 
zur Verfügung stellt (EFI 2010). Damit liefern diese die Grundlage für die 
Formulierung weitreichender technologiepolitischer Strategien (BMBF 
2014b), in denen wissenschaftspolitisches Handeln in einem breiteren 
Kontext verortet wird. 

Innovation wird in diesem Prozess nicht nur zu einem Beschreibungs-
gegenstand, sondern auch zum Medium der Rechtfertigung für die Wissen-
schaftspolitik. Diese beruht auf einer einfachen Arithmetik: In dem Maße, 
in dem die Schaffung von Innovationen Teil der Bewertungssemantik wis-
senschaftlicher Wissensproduktion und wissenschaftspolitischer Regulie-
rung wird, nimmt die Glaubwürdigkeit und Akzeptanz gegenüber der Be-

                                                             

21 Dies zeigt sich insbesondere in den von Ressourcenabhängigkeitsansatz inspirierten 
regionalen Innovationsforschung (Porter 1998, 2000; Malmberg/Mankell 2002): Hier 
wird Wissen zu einer Ressource, das Unternehmen und anderen Akteuren auf regio-
naler Ebene zugänglich wird (Jonas 2005). 

22 Häufig wird in diesem Zusammenhang auch der Begriff des „Rohstoffs“ Wissen ge-
braucht. 

23 Dies zeigt sich vor allem in den Legitimierungsstrategien für neue Technologiefelder: 
So konnte Elena Semikola belegen, wie sich im Sprechen über Nanotechnologie der 
Begriff der „Gesellschaftlichen Relevanz“ bei vielen Akteure etablierte (vgl. Simakova 
2012). 
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reitstellung von Ressourcen für die Wissenschaft zu. Diese Prozesse der 
Legitimierung können im Anschluss an Berger und Luckmann (2013) als 
eine Umdeutung vorhandener institutioneller Muster in der Wissenschafts-
politik gesehen werden. Die Schaffung von Innovationen als übergeordnetes 
Ziel wird dabei zur Legitimierung wissenschaftspolitischer Institutionen 
herangezogen. Mit diesen neuen Legitimierungspraxen verändert sich 
zugleich die Bedeutung wissenschaftspolitischen Handelns.  

Betrachtet man diese sprachlichen Legitimierungspraxen genauer, so 
zeigt sich, dass im wissenschaftspolitischen Kontext von Innovationen im 
Zusammenhang von Problemlagen gesprochen wird. Im Text wurde bereits 
auf Problemfiguren wie jene der „technologischen Lücke“ im Falle der Le-
gitimierung der Großforschung oder von der „Krise der Massenproduk-
tion“ (Piore/Sabel 1989) im Falle der Legitimierung neuer wissenschaftspo-
litischer Programme gesprochen. Dieser Legitimierungsaspekt wissen-
schaftspolitischer Eingriffe scheint in den vergangenen Jahrzehnten mit der 
Einführung zahlreicher neuer Problemnarrative noch gestiegen zu sein (Die 
Krise der klinischen Forschung, Digitalisierungskrise, demographische 
Krise). Jeder Innovation wird dabei gerade in wissenschaftspolitischen 
Kontexten eine über das einzelne Ereignis hinausweisende Bedeutung zu-
gemessen. Darin zeigt sich das besondere kollektive Interesse, das in Ver-
bindung mit Innovation in Anschlag gebracht zu werden scheint und das 
daher nur wenig Widerstand produziert: Nicht die ökonomische Verwer-
tung an sich soll Gegenstand der Steuerungsambitionen sein, sondern die 
Orientierung auf gesellschaftliche erwünschte Lösungen.  

Eine Semantik, die diese Verknüpfung zwischen Innovation und kollek-
tiver Orientierung besonders deutlich zeigt, ist die der ‚Grand Challenges‘. 
Mit dem Begriff der Grand Challenges sind kollektive, häufig universale 
Probleme gemeint, die die gemeinsame Anstrengung aller erfordern. Der 
Begriff der ‚Großen Herausforderungen‘ ist zwar bereits in den 1980er Jah-
ren entwickelt worden, hat sich aber erst durch die Publikationen der Bill 
und Melinda Gates Foundation durchgesetzt. Inzwischen hat sich diese 
Semantik als rhetorisches Mittel sowohl im wissenschaftlichen wie wissen-
schaftspolitischen Raum fest etabliert.24 David Kaldewey geht auf der 
Grundlage seiner Analyse davon aus, dass der Begriff der Herausforderung 
im politischen Kontext den Problembegriff weitgehend abgelöst hat (Kal-
dewey 2015). Das Besondere an der Semantik der Herausforderung ist, dass 
sie im Unterschied zur Problemsemantik positiv konnotiert ist. Gleichzeitig 

                                                             

24 Vgl. Bhan et al. (2007), Porcar et al. (2011), Cagnin et al. (2012), Mowery (2012), Bo-
den et al. (2012). 
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geht es bei der Bewältigung von Grand Challenges vor allem um Aufgaben, 
die in einem übergeordneten kollektiven Interesse stehen. Im wissen-
schaftspolitischen Raum werden Innovationen daher zunehmend in den 
Kontext der Bewältigung „Großer Herausforderungen“ wie dem Klima-
wandel oder der globalen Gesundheitsversorgung gestellt. Dabei gelingt es 
häufig, die dabei avisierten Innovationen selbst als etwas kollektiv Wünsch-
bares darzustellen.  

Ein Beispiel hierfür ist die Thematisierung großer Herausforderungen 
im Gesundheitsbereich, wie sie etwa durch das BMBF im Rahmenpro-
gramm „Gesundheitsforschung“ angesprochen wird (BMBF 2010): Hier 
sind es gleich zwei eng verbundene Herausforderungen, die wissenschafts-
politische Eingriffe erfordern; die demographische Krise und daraus fol-
gend eine Zunahme der bedeutenden Zivilisationskrankheiten (Adipositas 
und Herz-Kreislaufprobleme). Zur Bewältigung dieser Herausforderungen, 
so die Argumentation des Programms, sind Innovationen erforderlich, die 
nur durch umfassende organisatorische Veränderungen der Forschungs-
prozesse zu gewährleisten sind. Das BMBF förderte daher neuartige For-
schungszentren für Gesundheitsforschung, mit der Erwartung, dass die 
Überwindung der Grenzen von universitärer und außeruniversitärer Ein-
richtungen zur Steigerung der Innovationstätigkeit führt. Das Förderpro-
gramm wird also auch hier mit dem Versprechen einer Innovation ge-
rechtfertigt; diese kann aber nicht einfach nur als eine bloße ökonomische 
Verwertung, sondern nur als ein Beitrag zur Lösung eines kollektiven 
Problems gesehen werden. Zugleich geht die damit verbundene Forderung, 
Innovationen zu schaffen, mit der Implementierung organisatorischer Neu-
erungen einher, in diesem Fall den Zentren für Gesundheitsforschung. 

Ein weiteres Beispiel im wissenschaftspolitischen Raum, in dem Innova-
tionsversprechen mit der Lösung weiterer gesellschaftlicher Probleme ver-
bunden erscheinen, sind die in zahlreichen Ländern beobachtbaren Initiati-
ven zur regionalen Innovationsförderung (Uyarra 2007). Die Instrumente 
zur Steigerung von Innovationstätigkeit werden dabei als Beitrag zur Lö-
sung kollektiver nationaler Probleme dargestellt, z. B. zur Minderung der 
Strukturschwäche ganzer Regionen. Geltung verschafft dieser Programma-
tik eine spezifische Innovationsliteratur mit dem Begriff des Clusters im 
Mittelpunkt (Porter 1998), die den Erfolg von Regionen und die Bedeutung 
von Forschung und Entwicklung als leitendes Narrativ in den Mittelpunkt 
stellt (Braczyk et al. 1998; Heidenreich 2000). So finden sich auch in För-
derprogrammen des BMBF zur Innovationspolitik zahlreiche Bezugnah-
men auf diese wissenschaftlichen Konzepte des Clusters und das damit 
verbundene Narrativ (Kaiser und Prange 2004). Die Steigerung der Innova-
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tionstätigkeit soll hierbei durch eine stärkere Vernetzungstätigkeit und eine 
Fokussierung auf „regionale Stärken“ erreicht werden. Netzwerkbildung 
und regionale Spezialisierung wird damit gerade zum Markenzeichen einer 
neuen Förderprogrammatik (BMBF 2007a, 2007b, 2014a, 2015). Durch den 
Bezug auf Innovation als erwünschtes politisches Ziel wird dabei auch ge-
rade die Veränderung und die Einführung des Politikinstruments selbst 
gerechtfertigt: Das Ziel, die Innovationstätigkeit zu steigern, so die Argu-
mentation, könne nur mit neuen Ansätzen der Förderpolitik erreicht wer-
den.  

Damit gelingt es in den hier dargestellten Beispielen (Strukturpolitik, 
Gesundheitsforschung) wissenschaftspolitische Eingriffe zu legitimieren 
und durch den Rückgriff auf Innovation als das Kollektiv Wünschbare dar-
zustellen. Die Voraussetzung für diesen Legitimitätstransfer (vom Begriff 
der Innovation auf den konkreten Eingriff), ist jedoch die Institutionalisie-
rung eines akzeptierten Sprechens über Innovation, in dessen Kontext der 
jeweilige Eingriff gestellt werden kann. Insofern kann die wiederkehrende 
Bezugnahme auf Innovation als Effekt des im vorangegangenen Kapitel 
beschriebenen „legitimen Sprechens über Innovation“ beschrieben werden. 
Die Annahme, dass Innovationen zum wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Fortschritt beitragen, wird dabei als kollektiv geteilte Problemsicht 
vorausgesetzt und entfaltet unmittelbare Überzeugungskraft; diese An-
nahme muss nicht erneut expliziert werden. Sie fußt auf einer Reihe von 
Bewegungen und wechselseitigen Stabilisierungen im wissenschaftspoliti-
schen Raum, die wesentlich auch durch eine wissenschaftliche Literatur, die 
der Innovationsforschung, geprägt wurde. 

Mit dem Rückgriff auf Innovation ist daher nicht selten politische und 
gesellschaftliche Macht verbunden. Gerade an den hier dargestellten Bei-
spielen aus wissenschaftspolitischen Stellungnahmen lässt sich zeigen, dass 
mit dem Aufruf zur Steigerung von Innovation eine Ausweitung des wis-
senschaftspolitischen Sprechens und Handelns verbunden ist: Im Fall der 
Begründung der Implementierung des Programms Gesundheitsforschung 
wird etwa argumentiert, dass ein Eingriff in die Organisation der Forschung 
notwendig sei, um Innovationen hervorzubringen, die die gesundheitssys-
temischen Herausforderungen durch den demographischen Wandel bewäl-
tigen helfen (BMBF 2010). Die weithin akzeptierte Vorstellung des kollekti-
ven Mehrwerts von Innovationen stabilisiert diese Legitimation. Im Fall der 
Einführung neuer regionaler Förderinstrumente, wird die Steigerung von 
Innovationen als Beitrag zur Lösung des gesamtgesellschaftlichen Problems 
der regionalen Strukturschwäche dargestellt. Das wissenschaftspolitische 
Sprechen, weitet so seine Deutungsmacht auf den Bereich der Regional- 
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und Strukturpolitik aus. Diese kann nach den Erfolgen der Förderpro-
gramme inzwischen kaum mehr anders als regionale Innovations- und 
Technologiepolitik gedacht werden (vgl. Blümel 2016). 

5. Zusammenfassung 

Ziel dieses Aufsatzes war es, die Etablierung, Transformation und Nutzung 
einer Innovationssemantik in verschiedenen Momenten wissenschaftspoli-
tischer Debatten nachzuzeichnen. Ausgehend von der These, dass es im 
gesellschaftlichen Diskurs verschiedene legitime Weisen im Sprechen über 
Innovation gibt, hat dieser Beitrag gezeigt, wie sich im wissenschaftspoliti-
schen Feld eine Semantik durchgesetzt hat, die nicht nur als Beschreibungs-
kategorie, sondern auch als Rechtfertigungs- und Bewertungsinstanz fun-
giert.  

Dabei wurde deutlich gemacht, dass der Begriff der Innovation gerade 
im letzten Jahrhundert im wissenschaftlichen Raum eine Bedeutungstrans-
formation erfahren hat, in der nicht mehr die Tätigkeit des Erneuerns an 
sich, sondern vielmehr die Durchsetzung und Etablierung dieser Neuerun-
gen im Vordergrund steht. Mit Innovationen sind daher vor allem Beiträge 
zur wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Wohlfahrt gemeint. Diese Se-
mantik hat sich in einem konkreten historischen Kontext einer wahrge-
nommenen Krisensituation in einem Prozess wechselseitiger Stabilisierung 
wissenschaftlicher und politischer Grenzbildung etabliert. Die Etablierung 
dieser Semantik ist nicht nur bedeutsam im wissenschaftlichen Binnenver-
hältnis, sondern auch für die Aushandlungsprozesse zwischen Gesellschaft 
und Wissenschaft.  

Damit hat der Artikel Implikationen sowohl für die Policy-Forschung 
als auch für eine diskursanalytisch informierte Innovationsforschung. Im 
Hinblick auf die Policy-Forschung impliziert der Artikel, dass die Analyse 
der Transformation von Politiken durch die Rekonstruktion von Narrativen 
einen wichtigen Beitrag erfährt. Gerade am Beispiel der Rekonstruktion des 
Innovationskonzepts in der Wissenschaftspolitik konnte gezeigt werden, 
welche Bedeutung Semantiken für die Legitimierung und Begründung von 
Politik haben. Im Sprechen über Innovation im wissenschaftspolitischen 
Kontext hat sich eine in die Zukunft gerichtete Rhetorik herausgebildet, die 
zugleich als Rechtfertigungsressource fungiert.  

Für die diskursanalytisch orientierte Innovationsforschung konnte am 
Beispiel der Wissenschaftspolitik gezeigt werden, wie sich das Sprechen 
über Innovation zu immer stärkerer Selbstbezüglichkeit hin entwickelt. 
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Dabei stellt sich vor allem die Frage, welche diskursiven Effekte sich durch 
diese mögliche Verengung wissenschaftspolitischer Debatten ergeben. Wel-
che Ein- und Ausschlüsse, zum Beispiel bei der Thematisierung von Diszip-
linen ergeben sich dadurch? Wie ändern sich, induziert durch wissen-
schaftspolitische Debatten, Sichtweisen auf wissenschaftliche Wissenspro-
duktion?  
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